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suchenden Staates begangenen strafbaren Handlung 
verfolgt oder in Haft genommen werden. Auch darf 
wegen einer solchen Handlung auf dem Gebiet des 
ersuchenden Vertragspartners keine Strafe gegen ihn 
vollstreckt werden.

(2) Diesen Schutz genießt der Zeuge oder Sachver­
ständige nicht mehr, wenn er eine Woche nach dem 
Tage, an dem ihm von dem vernehmenden Organ 
bekanntgegeben worden ist, daß seine Anwesenheit 
nicht mehr erforderlich ist, das Gebiet des ersuchenden 
Vertragspartners nicht verlassen hat, obwohl ihm das 
möglich war.

Artikel 8 
Form der Schriftstücke

Schriftstücke, die auf Grund dieses Vertrages über­
sandt werden, müssen mit einem Siegel versehen sein.

Artikel 9 
Zustellungsersuchen

(1) Das ersuchte Organ veranlaßt die Zustellung nach 
den für die Zustellung inländischer Schriftstücke gel­
tenden Vorschriften, sofern das zuzustellende Schrift­
stück in der Sprache des ersuchten Organs verfaßt oder 
eine beglaubigte Übersetzung m dieser Sprache bei­
gefügt ist. Anderenfalls übergibt das ersuchte Organ 
das Schriftstück dem Empfänger, soweit dieser bereit 
ist, es freiwillig anzunehmen.

(2) Zustellungsersuchen sollen die genaue Anschrift 
des Empfängers und die Kennzeichen des zuzustellenden 
Schriftstückes enthalten.

(3) Kann die Zustellung unter der Anschrift, die im 
Ersuchen angegeben ist, nicht bewirkt werden, so hat 
das ersuchte Organ von Amts wegen die notwendigen 
Maßnahmen zur Feststellung der Anschrift zu treffen. 
Ist die Feststellung der Anschrift durch das ersuchte 
Organ nicht möglich, so ist das ersuchende Organ durch 
Rückgabe des zuzustellenden Schriftstückes hiervon zu 
benachrichtigen.

Artikel 10 
Zustellungsnachweis

Der Nachweis der Zustellung erfolgt jeweils nach den 
Vorschriften des ersuchten Vertragspartners über die 
Zustellung. Zeit und Ort der Zustellung gibt das er­
suchte Organ dem ersuchenden Organ bekannt.

Artikel 11 
Zustellung an eigene Staatsangehörige

(1) Die Vertragspartner sind berechtigt, Zustellungen 
an ihre eigenen Staatsangehörigen durch ihre diplo­
matischen oder konsularischen Vertretungen zu be­
wirken.

(2) Bei Zustellungen dieser Art können keine Zwangs­
mittel Anwendung finden.

Artikel 12 
Anerkennung von Urkunden

(1) Urkunden, die auf dem Gebiete des einen Ver­
tragspartners von einem Staatsorgan oder von einer 
Person, die mit öffentlichen Glauben ausgestattet ist, 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit in der vorgeschriebe­
nen Form aufgenommen oder beglaubigt und mit einem 
amtlichen Siegel versehen worden sind, bedürfen im 
Gebiete des anderen Vertragspartners keiner Lega­
lisation.
Das gleiche gilt für Unterschriften, die nach den Vor­
schriften des einen Vertrags par tners beglaubigt sind.

(2) Urkunden, die auf dem Gebiete des einen Ver­
tragspartners als öffentliche Urkunden gelten, genießen 
auch auf dem Gebiete des anderen Vertragspartners die 
Beweiskraft von öffentlichen Urkunden.

Artikel 13 
Kosten der Rechtshilfe

(1) Für die Gewährung der Rechtshilfe verlangt der 
ersuchte Vertragspartner keine Kosten. Die Vertrags­
partner tragen alle durch den Rechtshilfeverkehr auf 
ihrem Gebiet entstandenen Kosten, insbesondere auch 
die bei der Durchführung von Beweisaufnahmen ent­
stehenden Auslagen selbst.

(2) Das ersuchte Organ gibt dem ersuchenden Organ 
die Höhe der entstandenen Kosten bekannt. Soweit das 
ersuchende Organ diese Kosten von dem Kostenpflich­
tigen einzieht, verbleiben sie dem einziehenden Ver­
tragspartner.

Artikel 14 
Ablehnung der Rechtshilfe

Die Rechtshilfe kann abgelehnt werden, wenn ihre 
Gewährung die Hoheitsrechte oder die Sicherheit des 
ersuchten Vertragspartners gefährden könnte. Über die 
Voraussetzungen der Ablehnung entscheidet der Mini­
ster der Justiz oder der Generalstaatsanwalt des er­
suchten Vertragspartners.

Artikel 15 
Erteilung von Informationen

Die Minister der Justiz und Generalstaatsanwälte der 
Vertragspartner erteilen einander auf unmittelbares Er­
suchen Auskunft über das Recht, das in ihrem Staat 
gilt oder gegolten hat.

Artikel 16 
Sprache im Rechtshilfeverkehr

(1) Die Organe der Vertragspartner bedienen sich im 
gegenseitigen Rechtshilf ever kehr ihrer eigenen Sprache 
oder der russischen Sprache.

(2) Übersetzungen in die Sprache des ersuchten Ver­
tragspartners sind zur Erleichterung des Rechtshilfe Ver­
kehrs nach Möglichkeit auch in den Fällen beizufügen, 
in denen es in diesem Vertrage nicht zwingend vor­
geschrieben ist.

Z w e i t e r  T e i l  
Besondere Bestimmungen

1. Abschnitt 
Rechtshilfe in Zivil- und Familiensachen

a) Kostenbestimmungen
Artikel 17

Angehörigen eines Vertragspartners, die vor den Ge­
richten des anderen Vertragspartners auf treten, darf 
keine Sicherheitsleistung oder Hinterlegung allein aus 
dem Grunde auferlegt werden, daß sie Ausländer sind 
oder daß sie im Inland weder Wohnsitz noch Aufenthalt 
haben.

Artikel 18
Den Angehörigen des einen Vertragspartners wird im 

Gebiet des anderen Vertragspartners einstweilige 
Kostenbefreiung unter denselben Voraussetzungen und 
in demselben Umfang v/ie Inländern gewährt.

Artikel 19
(1) Die Bescheinigung über die persönlichen Verhält­

nisse sowie über die Familien-, Einkommens- und Ver­
mögensverhältnisse, die für die Bewilligung der Be­
freiung von den Gerichtskosten erforderlich ist, erteilt


